Arbeitsvertrag

Zwischen ....................................................................................................................................
                                  (Name und Adresse des Arbeitgebers) - nachfolgend "Arbeitgeber" genannt -

und

Herrn/Frau ....................................................................................................................................
                                - nachfolgend "Arbeitnehmer" genannt -

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis beginnt am ..................................................................

§ 2 Probezeit

Das Arbeitsverhältnis wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die ersten drei / vier / fünf / sechs* Monate gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beiderseits mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden.

*(Nicht zutreffendes bitte streichen. Nur während der Probezeit von bis zu 6 Monaten gilt die verkürzte Kündigungsfrist.)

§ 3 Tätigkeit und Ort

Der Arbeitnehmer wird als ....................................................................................................... eingestellt

und vor allem mit folgenden Arbeiten beschäftigt:

............................................................................................................ ......................................................

...................................................................................................................................................................

...................................................................................................................................................................

Als Arbeitsort wird.............................................................................................................vereinbart.

Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer nach billigem Ermessen auch andere gleichwertige und zumutbare Arbeiten - auch an einem anderen Ort - übertragen, die seinen Vorkenntnissen und Fähigkeiten entsprechen und nicht mit einer Lohn​minderung verbunden sind.

§ 4 Vergütung

Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Bruttovergütung in Höhe von ............. Euro / einen Stundenlohn i.H. von ................. Euro. 

Die Vergütung ist jeweils am Ende des Monats fällig und die Zahlung der Vergütung erfolgt jeweils zum....................... eines Monats durch Überweisung auf ein Konto des Arbeitnehmers, das bei Vertragsschluss bekannt zu geben ist.

Ein Rechtsanspruch auf eine Sonderzahlung besteht nicht. Wenn eine solche gewährt wird, so han​delt es sich um eine freiwillige Leistung, auf die auch bei mehrfacher Gewährung kein Rechts​anspruch be​steht. 

§ 5 Arbeitszeit / Arbeitszeitkonto
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt zurzeit ….... Stunden. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit richten sich nach der betrieblichen Einteilung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorschriften.
Etwaig geleistete Überstunden werden dem Arbeitnehmer nicht in dem Monat ihrer Ableistung ausgezahlt. Vielmehr vereinbaren die Parteien die Einrichtung eines Arbeitszeitkontos für den Arbeitnehmer nach folgenden Bestimmungen:

a. Der Arbeitgeber ist berechtigt, Mehrarbeit bis zu einer Gesamtwochenstundenzahl von 48 Stunden, höchstens jedoch 50 % der ursprünglich vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit anzuordnen. Die von dem Arbeitnehmer geleistete Mehrarbeit wird monatlich erfasst und dem Arbeitszeitkonto des Arbeitnehmers gutgeschrieben.

b. Die monatlich geleistete Mehrarbeit ist innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten nach Ablauf des Monates, in dem sie geleistet wurde, entweder durch bezahlte Freizeit abzugelten oder in Höhe der vereinbarten Vergütung auszuzahlen.

c. Im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind nicht ausgeglichene Arbeitsstunden spätestens in dem auf die Beendigung des Arbeitsverhältnisses folgenden Kalendermonats auszuzahlen.
§ 6 Urlaub

Der Arbeitnehmer erhält den gesetzlichen Urlaubsanspruch in Höhe von derzeit 20 Tagen, ausgehend von einer 5-Tage Woche bzw. 24 Tagen, im Falle einer 6-Tage Woche.
Der Arbeitgeber gewährt dem Arbeitnehmer über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinaus weitere [Anzahl] bezahlte Urlaubstage. Der gesamte Jahresurlaub beträgt damit [Summe der Urlaubstage].

Der Arbeitgeber erfüllt mit der Gewährung der Urlaubstage zunächst den Anspruch des Arbeitnehmers auf den gesetzlichen Urlaub und, sofern dieser aufgebraucht ist, den gewährten übergesetzlichen Urlaubsanspruch. 

Der Urlaub ist grundsätzlich im laufenden Kalenderjahr zu gewähren. Eine Übertragung der Urlaubstage auf das folgende Kalenderjahr ist nur nach den gesetzlichen Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes möglich. Der freiwillig gewährte Urlaubsanspruch verfällt jedenfalls am 31.03. des auf das Urlaubsjahr folgenden Jahres.

§ 7 Krankheit

Ist der Arbeitnehmer infolge unverschuldeter Krankheit arbeitsunfähig, so besteht Anspruch auf Fortzahlung der Arbeitsvergütung bis zur Dauer von sechs Wochen nach den gesetzlichen Bestimmungen. Die Arbeits​verhinderung ist dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. Eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung muss mit Beginn der Krankheit (1. Krankheitstag) spätestens am darauffolgenden Arbeitstag vorgelegt werden. 

Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, dies dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen und eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Dies gilt auch nach Ablauf der 6-wöchigen Entgeltfortzahlungspflicht.

§ 8 Internet- und Telefonnutzung

Die Nutzung der betrieblichen Telekommunikationseinrichtungen (insbesondere Internet, Festnetz und Mobiltelefon) sowie die Versendung von E-Mails darf ausschließlich zu dienstlichen Zwecken erfolgen. Eine private Nutzung ist nicht gestattet.

§ 9 Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses und auch nach Aus​scheiden, über alle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu bewahren.

§ 10 Abtretung, Verpfändung und Pfändung der Vergütung; Bearbeitungskosten

Abtretung und Verpfändung von Vergütungsansprüchen durch den Arbeitnehmer bedürfen der Zustimmung des Arbeitgebers. 

Der Arbeitgeber ist berechtigt, bei Verpfändungen und  Abtretungen von Vergütungsansprüchen pro Vorgang dem Arbeitnehmer 10 EUR pauschal als Bearbeitungskosten und gegebenenfalls für jedes Schreiben 2,50 EUR sowie 1 EUR pro Überweisung zu berechnen. 

§ 11 Nebentätigkeit

Eine beabsichtigte oder bei Beginn des Arbeitsverhältnisses bestehende Nebentätigkeit ist dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. Genehmigungspflichtig sind hierbei die Nebentätigkeiten, die geeignet sind, das Arbeitsverhältnis nachteilig zu berühren. 

§ 12 Altersbedingte Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer Anspruch auf Regelaltersrente hat. 
§ 13 Hinweis auf Arbeitsanweisungen/Betriebsvereinbarungen

Die im Betrieb gegebenenfalls geltenden Arbeitsanweisungen/Betriebsvereinbarungen sind zu beachten und anzuwenden.
§ 14 Kündigung

Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist vier Wochen zum Fünfzehnten oder Ende eines Kalendermonats. Jede gesetzliche Verlängerung der Kündigungsfrist zu Gunsten des Arbeitnehmers gilt in gleicher Weise auch zu Gunsten des Arbeitgebers. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Vor Antritt des Arbeitsverhältnisses ist die Kündigung ausgeschlossen.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, den Arbeitnehmer bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses freizustel​len. Die Freistellung erfolgt unter Anrechnung der dem Arbeitnehmer eventuell noch zustehenden Urlaubsan​sprüche sowie eventuell Guthaben auf dem Arbeitszeitkonto. In der Zeit der Freistellung hat sich der Arbeit​nehmer einen durch Verwendung seiner Arbeitskraft erzielten Verdienst auf den Vergütungsanspruch gegenüber dem Arbeitgeber anrechnen zu lassen. 

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind am letzten Tätigkeitstag alle Unterlagen und Gegenstände (z.B. Schlüssel/ Arbeitskleidung) unaufgefordert dem Arbeitgeber zurück zu geben.

§ 15 Zusätzliche Vereinbarungen

...................................................................................................................................................................

...................................................................................................................................................................

...................................................................................................................................................................

§ 16 Vertragsstrafe 

Bei vertragswidriger Nichtaufnahme der Tätigkeit zum vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses sowie bei vertragswidriger Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Nichteinhaltung der Kündigungsfrist ist der Arbeitnehmer verpflichtet, an den Arbeitgeber eine Vertragsstrafe zu zahlen. 

Der Vertragsstrafenanspruch entsteht nur, wenn der Arbeitnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat. 

Beträgt die Kündigungsfrist mindestens einen Monat, so beläuft sich die Vertragsstrafe auf eine Bruttomonatsvergütung. 

Beträgt die Kündigungsfrist für den Arbeitnehmer weniger als einen Monat, so vermindert sich die Vertragsstrafe für jeden Tag, den die Kündigungsfrist kürzer als ein Monat ist, um 1/31. 

Dem Arbeitnehmer bleibt der Nachweis unbenommen, dass dem Arbeitgeber ein niedrigerer oder gar kein Schaden entstanden ist. 

Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens durch den Arbeitgeber bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt. 

§ 17 Verfall-/Ausschlussfristen

Beide Arbeitsvertragsparteien können Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis nur in Textform innerhalb einer Ausschlussfrist von 3 Monaten ab Fälligkeit geltend machen. Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Frist geltend gemacht werden, sind ausgeschlossen.

Lehnt die andere Vertragspartei den Anspruch ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von 2 Wochen nach Geltendmachung des Anspruchs, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 3 Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

Diese Ausschlussfrist gilt nicht bei Haftung wegen Vorsatz und für Ansprüche nach dem Mindestlohngesetz. 

Für diese Ansprüche bleibt es bei der gesetzlichen Regelung. Bei Ansprüchen nach dem Mindestlohngesetz gilt sie jedoch für alle über den Mindestlohn hinausgehenden Vergütungsansprüche des Arbeitnehmers.

§ 18 Vertragsänderungen, Nebenabreden, Personalfragebogen
Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden bedürfen der Schriftform.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird hierdurch die Wirksam​keit des Vertrages im Übrigen nicht berührt.

Der diesem Anstellungsvertrag beigefügte Personalfragebogen ist wesentliche Vertragsgrundlage. 
Treffen die für das Arbeitsverhältnis maßgebenden Angaben des Arbeitnehmers im Personalfragebogen nicht mehr zu, so hat der Arbeitnehmer dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, den Arbeitgeber unverzüglich über Veränderungen der persönlichen Verhältnisse wie Familienstand, Kinderzahl, Adresse, Mitteilung zu machen. Insbesondere ist er verpflichtet, den Arbeitgeber unverzüglich über die Feststellung einer Schwerbehinderung, einer Schwangerschaft, über die Verhängung mit einem Fahrverbot sowie über Verlust bzw. den Entzug des Führerscheins bzw. der Fahrerlaubnis zu unterrichten. Der Arbeitnehmer erhält jeweils ein Exemplar des von ihm ausgefüllten Personalfragebogens.

...........................,.................................................
...........................,...............................................
(Ort, Datum)
(Ort, Datum)

.............................................................................
...........................................................................
(Unterschrift Arbeitgeber)
(Unterschrift Arbeitnehmer)

Arbeitsvertrag MiLoG AnpassungJuli2016.doc
Seite 4 von 5

